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Vorblatt 


Regierungsentwurf einer Vierten Novelle 
zum Eignungsübungsgesetz 

(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Das Eignungsübungsgesetz ist in seiner Geltungsdauer bis 
31. Dezember 1970 befristet. 

Die sozialversicherungsrechtlichen Vorschriften sind der ge- 
änderten Rechtslage auf diesem Gebiet noch nicht angepaßt. 

B. Lösung 

Verlängerung der Geltungsdauer auf unbestimmte Zeit. 
Anpassung der sozialversicherungsrechtlichen Vorschriften. 

C. Alternativen 

Keine. 


D. Kosten 

Durch die Verlängerung des Gesetzes entstehen ab 1971 jähr- 
liche Kosten im bisherigen Umfang, die in der mehrjährigen 
Finanzplanung enthalten sind. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 23. Oktober 1970 

1/4 (II/3) — 37203 — Ei 2/1/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 


Entwurf eines Vierten Gesetzes 
zur Änderung des Eignungsübungsgesetzes 

mit Begründung. Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Verteidigung. 

Die Vorlage ist dem Herrn Präsidenten des Bundesrates am 
2. Oktober 1970 als besonders eilbedürftig zugeleitet worden. 
Die Stellungnahme des Bundesrates wird unverzüglich nach- 
gereicht werden. 


Brandt 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 



Drucksache VI/ 1314 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Entwurf 

eines Vierten Gesetzes zur Änderung 
des Eignungsübungsgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über den Einfluß von Eignungsübun- 
gen der Streitkräfte auf Vertragsverhältnisse der 
Arbeitnehmer und Handelsvertreter sowie auf Be- 
amtenverhältnisse vom 20. Januar 1956 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 13) ( zuletzt geändert durch das Dritte 
Gesetz zur Änderung des Eignungsübungsgesetzes 
vom 10. August 1966 (Bundesgesetzbl. I. S. 481), 
wird wie folgt geändert: 

1. § 8 erhält folgende Fassung 

„§8 

Gesetzliche Krankenversicherung 

(1) Die Teilnahme an einer Eignungsübung 
berührt eine bestehende Pflicht- oder freiwillige 
Versicherung bei einem Träger der gesetzlichen 
Krankenversicherung nicht, jedoch ruht für die 
Zeit der Teilnahme die Versichertenkrankenhilfe. 

(2) Für die Berechnung des Sterbegeldes ist 
der letzte Grundlohn des Versicherten vor Be- 
ginn der Eignungsübung maßgebend. 

(3) Bei pflichtversicherten Arbeitnehmern hat 
der Arbeitgeber, bei Arbeitslosen hat das 
Arbeitsamt Beginn und Ende der Eignungsübung 
dem zuständigen Träger der Krankenversiche- 
rung unverzüglich zu melden. Sonstige Pflicht- 
versicherte und freiwillig Versicherte haben 
diese Meldung selbst zu erstatten. 

(4) Für die Zeiten der Teilnahme an der Eig- 
nungsübung zahlt der Bund den zuständigen 
Trägern der Krankenversicherung ein Drittel des 
Beitrages, der zuletzt vor Beginn der Eignungs- 
übung zu entrichten war. Während der Eignungs- 
übung eintretende Änderungen des Beitragssat- 
zes und der Jahresarbeitsverdienstgrenze sind zu 
berücksichtigen." 

2. § 9 erhält folgende Fassung 

»§ 9 

Gesetzliche Rentenversicherung 

(1) War der Teilnehmer an einer Eignungs- 
übung zuletzt vor Beginn der Eignungsübung 
nach § 1227 Abs. 1 der Reichsversicherungsord- 


nung, §2 Abs. 1 des Angestellenversicherungsge- 
setzes oder § 1 Abs. 1 des Reichsknappschaftsge- 
setzes pflichtversichert und bleibt er nicht in den 
Streitkräften, so hat der Bund auf Antrag die Bei- 
träge für die Zeiten der Teilnahme an der Eig- 
nungsübung in der Höhe nachzuentrichten, in der 
sie im Durchschnitt der letzten drei voll mit 
Pflichtbeiträgen belegten Kalendermonate vor 
Beginn der Eignungsübung entrichtet sind. Das 
gleiche gilt für Versicherte, bei denen der Ver- 
sicherungsfall während der Eignungsübung ein- 
tritt. Die nachentrichteten Beiträge gelten als 
rechtzeitig entrichtete Pflichtbeiträge. 

(2) Während der Eignungsübung eintretende 

Änderungen des Beitragssatzes und der Beitrags- 
bemessungsgrenze (§ 1385 Abs. 1 und 2 der 
Reichsversicherungsordnung, § 112 Abs. 1 und 2 
des Angestelltenversicherungsgesetzes, § 130 

Abs. 1 und 3 des Reichsknappschaftsgesetzes) sind 
zu berücksichtigen. 

(3) Hat der Teilnehmer an einer Eignungs- 
übung für die Zeit der Teilnahme an einer sol- 
chen Übung freiwillige Beiträge zur gesetzlichen 
Rentenversicherung entrichtet, so hat der Bund 
dem nicht in den Streitkräften verbleibenden 
Teilnehmer der Eignungsübung auf Antrag den 
aufgewendeten Betrag zu erstatten. Hierbei ist 
höchstens diejenige Beitragsklasse zugrunde zu 
legen, die dem durchschnittlichen Bruttoarbeits- 
verdienst des Antragstellers in den letzten drei 
Kalendermonaten vor Beginn der Eignungsübung 
entspricht, in denen ein voller Arbeitsverdienst 
erzielt worden ist. 

(4) Die Anträge nach den Absätzen 1 und 3 
sind innerhalb einer Ausschluß fr ist von einem 
Jahr nach Beendigung der Eignungsübung beim 
Bundesminister der Verteidigung oder der von 
ihm bestimmten Stelle zu stellen. Der Eignungs- 
übende ist vor Beendigung der Eignungsübung 
auf die Ausschlußfrist hinzuweisen. Wird der 
Eignungsübende nach Beendigung der Eignungs- 
übung auf die Ausschlußfrist hingewiesen, be- 
ginnt die Ausschlußfrist des Satzes 1 erst mit 
dem Tage, an dem ihm die Mitteilung zugeht. 

(5) Handwerkern, die nach dem Handwerker- 
versicherungsgesetz versicherungspflichtig sind, 
sowie Beitragspflichtigen nach dem Gesetz über 
eine Altershilfe für Landwirte werden auf Antrag 
die Beiträge für Zeiten der Teilnahme an einer 
Eignungsübung erstattet. Absätze 2 und 4 gelten 
entsprechend." 
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3. § 10 erhält folgende Fassung 

„§ 10 

Arbeitslosenversicherung 

(1) Die Teilnahme eines Arbeitnehmers an 
einer Eignungsübung berührt eine vor Beginn der 
Eignungsübung bestehende Beitragspflicht nach 
dem Arbeitsförderungsgesetz nicht. Für Zeiten 
der Teilnahme an der Eignungsübung trägt der 
Bund den Beitrag des Arbeitnehmers und den 
Teil des Beitrages des Arbeitgebers, der sich nach 
der Grundlage für die Bemessung des Beitrages 


des Arbeitnehmers richtet. Die Beiträge sind in 
der gleichen Höhe wie zuletzt vor Beginn der 
Eignungsübung zu entrichten. 

(2) Zeiten für die nach Absatz 1 Beiträge zu 
entrichten sind, stehen einer die Beitragspflicht 
begründenden Beschäftigung gleich." 

4. In § 11 Abs. 1 werden das Semikolon und die 
Worte „es tritt am 31. Dezember 1970 außer 
Kraft" gestrichen. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am 31. Dezember 1970 in Kraft. 
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Begründung 


I. 

Der Gesetzentwurf sieht in erster Linie eine Verlän- 
gerung der Geltungsdauer des Eignungsübungs- 
gesetzes, das bis zum 31. Dezember 1970 befristet 
ist, vor (Nr. 4 des Gesetzentwurfs). Daneben sollen 
die sozialversicherungsrechtlichen Vorschriften an 
die zwischenzeitlich geänderte Rechtslage auf die- 
sem Gebiet angeglichen werden (Nr. 1 bis 3 des 
Gesetzentwurfs) . 

Zur Verlängerung der Geltungsdauer 

Das Eignungsübungsgesetz regelt den Einfluß der Eig- 
nungsübungen auf die Arbeits- und Beamtenverhält- 
nisse von bestimmten Bewerbern für ein Dienst- 
verhältnis als Berufssoldat oder Soldat auf Zeit. 
Grundgedanke des Gesetzes ist, diesen Bewerbern 
den zivilen Arbeitsplatz während der viermonati- 
gen Eignungsübung zu erhalten, um ihnen ggf. die 
Rückkehr in die frühere berufliche Stellung zu er- 
möglichen. 

Als Eignungsübende kommen nach den Vorschriften 
des § 60 des Soldatengesetzes und der Soldatenlauf- 
bahnverordnung Bewerber in Betracht, die auf Grund 
ihrer Berufs- und Lebenserfahrung nicht mit dem 
niedrigsten Mannschaftsdienstgrad, sondern mit dem 
Dienstgrad ihrer künftigen Verwendung in der Bun- 
deswehr eingestellt werden sollen. Während der 
Eignungsübung soll die Eignung der Bewerber für 
den Dienst in der Bundeswehr sowie ihre Neigung, 
für eine längere Zeit als Soldat zu dienen, festge- 
stellt werden. 

Auf Fachkräfte mit bestimmter Vorbildung und viel- 
seitiger Berufserfahrung ist die Bundeswehr als eine 
moderne hochtechnisierte Streitkraft angewiesen. 
Sie kann diese Fachkräfte nicht in allen Fällen selbst 
heranbilden. Deshalb ist es notwendig, Personen 
einzustellen, die bereits eine Fachausbildung erhal- 
ten und ausreichende Erfahrungen erworben haben. 
An die Qualität der Bewerber müssen hohe Anfor- 
derungen gestellt werden, da sie in vielen Fällen für 
Führungspositionen benötigt werden. Mit dem Fort- 
schreiten der Technisierung der Bundeswehr werden 
auch die Ansprüche an das Können der Bewerber 
weiter steigen. Dies gilt vor allem, wenn der Anteil 
der Längerdienenden in der Bundeswehr größer 
wird, da diese im Laufe ihrer Dienstzeit sich selbst 


Fachkenntnisse aneignen und von ihren Vorgesetz- 
ten überlegene Kenntnisse erwarten. 

Qualifizierte Fachleute kann die Bundeswehr nur 
gewinnen, wenn ihnen die Zusicherung gegeben 
wird, daß sie bei negativem Ergebnis der Eignungs- 
übung oder bei Änderung ihres Vorsatzes in der 
Bundeswehr zu dienen, ohne weiteres an ihre zivilen 
Arbeitsplätze zurückkehren können. 

Das Gesetz hat sich in der Vergangenheit bewährt. 
Es konnten in den Jahren 1966 bis 1969 von den zu 
Eignungsübungen einberufenen Bewerbern 86 v. H. 
gewonnen werden. Auf diesem Wege erhielt die 
Bundeswehr in diesen Jahren durchschnittlich je 
3500 Spezialkräfte. Im Durchschnitt sind 14 v. H. der 
Bewerber nach Ablauf der Übungszeit nicht in der 
Bundeswehr geblieben. Etwa 11 v. H. sind auf eige- 
nen Antrag ins Zivilleben zurückgekehrt, und ledig- 
lich 3 v. H. sind auf Antrag der Truppe ausgeschie- 
den. 

Von einer nochmaligen Befristung des Gesetzes wird 
abgesehen, weil auch in Zukunft ■ — bei der zuneh- 
menden Technisierung der Bundeswehr sogar in 
steigendem Maße — Bewerber zu Eignungsübungen 
einberufen werden müssen und die Bedarfsdeckung 
ohne den Schutz des Eignungsübungsgesetzes ge- 
fährdet wäre. 

Zu den soziatversicheriingsrechtlichen Vorschriften 

Die Neufassung der §§ 8, 9 und 10 (Nr. 1, 2 und 3 
des Gesetzentwurfs) ist notwendig, um diese Vor- 
schriften an das zwischenzeitlich geänderte Sozial- 
versicherungsrecht anzugleichen. Insbesondere sind 
nunmehr während der Eignungsübung eintretende 
Änderungen des Beitragssatzes, der Jahresarbeits- 
verdienstgrenze und der Beitragsbemessungsgrenze 
bei den vom Bund zu zahlenden Beiträgen zu berück- 
sichtigen. Außerdem werden die Vorschriften über 
die Arbeitslosenversicherung an die durch das 
Arbeitsförderungsgesetz gegebene Rechtslage ange- 
paßt. 

II. 

Durch die Gesetzesvorlage wird eine finanzielle 
Mehrbelastung im laufenden Rechnungsjahr nicht 
eintreten. Die bei Verlängerung des Gesetzes be- 
nötigten Haushaltsmittel sind in der mehrjährigen 
Finanzplanung für die Jahre 1970 bis 1974 enthal- 
ten. 
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